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Die Unterbringung mit Freiheitsentziehung 
von Minderjährigen in Kliniken für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie – Ärztliche Entscheidungen 
ohne Berücksichtigung psychodynamischer 
Folgen?1,2

Peter Hummel, Britta Jaenecke und Doreen Humbert

ÜBERSICHTSARBEITEN

1 Herrn Prof. Dr. med. M. Scholz zum 60. Geburtstag gewidmet.
2 Die Unterbringung Minderjähriger nach §1631b BGB ist nach den gesetzlichen Regelungen auch 

in stationären Einrichtungen der Jugendhilfe möglich. Dies ist jedoch nicht Gegenstand der nachfol-
genden Ausführungen.

Summary

Placement of minors with a custodial sentence in departments of child and 
adolescent psychiatry – Medical decisions without taking into account 
psychodynamic consequences?

The placement of minors who have been given a custodial sentence is barely mentioned in child 
psychiatric literature. The aim of this contribution is to present the statutory rules in civil law 
and public law regulating placement and to discuss the similarities and differences between 
them. The legislation on the placement of minors, which is concurrent in most of the German 
states, and the resulting problems for legal laypersons (such as doctors) are explained. Uncer-
tainties among family and guardianship courts in regard to application of the law are examined. 
Case reports are presented to show the relevance to clinical practice. The conclusion can be 
drawn that the competing legislative regimes must be taken into account in each individual case 
when placing minors who have been given a custodial sentence. The application of legislation 
should take into account psychodynamic effects on the minor and his or her parents or guard-
ians. Under certain circumstances, an insufficiently considered legal decision can have a coun-
terproductive effect on the course of the disease. It is therefore recommended to proceed ac-
cording to the principle of „priority to the better form of placement“ when placing minors who 
have been given a custodial sentence.

Keywords: placements – minors – custodial sentence – departments of child and adolescent 
psychiatry
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Zusammenfassung

Die Unterbringung mit Freiheitsentziehung von Minderjährigen wird in der kinder-
psychiatrischen Literatur kaum erwähnt. Ziel dieses Beitrags ist es deswegen, die ge-
setzlichen Grundlagen zivilrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Unterbringung hin-
sichtlich ihrer Gemeinsamkeiten und Unterschiede darzustellen und zu diskutieren. 
Die in den meisten Bundesländern konkurrierenden Rechtsgrundlagen zur Unter-
bringung Minderjähriger und die daraus resultierenden Probleme für juristische Laien 
(beispielsweise Ärzte) werden erörtert. Auf Unsicherheiten unter den Familien- und 
Vormundschaftsgerichten bei der Anwendung der Gesetze wird eingegangen. Kasuis-
tische Beispiele stellen den Bezug zur klinischen Praxis her. Als Ergebnis ist festzustel-
len, dass bei der Unterbringung Minderjähriger mit Freiheitsentziehung der jeweilige 
Einzelfall die Auswahl der Unterbringungsform beachten muss. Die Anwendung des 
rechtlichen Instrumentariums sollte psychodynamische Auswirkungen auf den Min-
derjährigen und seine Eltern beziehungsweise Sorgeberechtigten berücksichtigen. Un-
ter Umständen kann eine nicht ausreichend überlegte juristische Weichenstellung den 
Verlauf des Krankheitsprozesses kontraproduktiv begleiten. Es wird deswegen emp-
fohlen, nach dem Grundsatz des „Vorranges der besseren Unterbringungsform“ bei 
der Unterbringung mit Freiheitsentziehung von Minderjährigen vorzugehen.

Schlagwörter: Unterbringung – Freiheitsentziehung – Minderjährige – Kliniken für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie

1 Einleitung und Fragestellung

Die Unterbringung mit Freiheitsentziehung von Minderjährigen stellt behandelnde 
Ärzte hinsichtlich der zu berücksichtigenden Rechtsgründe häufig vor Probleme. 
Minderjährig ist, wer die mit dem Alter von 18 Jahren eintretende Volljährigkeit (§2
BGB) noch nicht erreicht hat.

In Fachbüchern für Kinder- und Jugendpsychiatrie (z.B. Remschmidt 2000; Stein-
hausen 2002; Knölker et al. 2000 – Ausnahme: Fegert et al. 2001) findet die „geschlos-
sene Unterbringung“ praktisch keine Erwähnung. 1999 wurden jedoch allein in 
Sachsen 163 Unterbringungen mit Freiheitsentziehung von Minderjährigen (gemäß 
§1631 b BGB) durchgeführt (Herrmann 2000). Eine Auseinandersetzung mit Proble-
men der Unterbringung ist aus kinder- und jugendpsychiatrischer Sicht notwendig, 
da hierbei erheblich in das Zusammenleben von Familien beziehungsweise in Rechte 
von Sorgeberechtigten eingegriffen wird. Die psychodynamischen Folgen solcher zu-
nächst formal-rechtlich anmutenden Entscheidungen können erheblich sein.

Eine Unterbringung mit Freiheitsentziehung in einer Klinik für Kinder- und Jugend-
psychiatrie wird erforderlich, wenn sich Minderjährige trotz dringender Behandlungs-
notwendigkeit mit der stationären Aufnahme oder der Fortsetzung einer bereits begon-
nenen Behandlung nicht einverstanden erklären. Eine notfallmäßige Klinikaufnahme 
kann vor allem bei akuten psychotischen Störungen, depressiv-suizidalen Syndromen, 
ausgeprägten Erregungszuständen nicht psychotischer Genese (etwa nach Suchtstoff-
missbrauch) sowie lebensbedrohlichen Umständen (beispielsweise bei Anorexia nervo-
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sa) erforderlich werden. Die Behandlung derartiger Erkrankungen, die mit Eigen- gele-
gentlich auch Fremdgefährdung, psychomotorischer Erregung und gegebenenfalls auch 
Entweichungen einhergehen, ist meist nur unter stationären Bedingungen möglich.

Vor Beginn einer solchen Maßnahme steht die Frage nach ihrer Notwendigkeit 
und Dringlichkeit sowie der unmittelbar damit verbundenen Einwilligung des Min-
derjährigen und/oder seiner Sorgeberechtigten. Die gründliche Exploration und 
Untersuchung des Betroffenen sowie die Erhebung der Fremdanamnese mit Hilfe 
seiner Angehörigen oder Personen seiner näheren Umgebung sind Voraussetzung, 
um eine Fremd- oder Eigengefährdung erkennen zu können.

Wird eine aus ärztlicher Sicht notwendige Behandlung entweder durch den Min-
derjährigen selbst und/oder durch seine Sorgeberechtigten abgelehnt, kann gegen 
dessen/deren Willen eine Unterbringung entweder auf zivilrechtlicher (§1631b)
oder öffentlich-rechtlicher Grundlage (Regelungen der Landesgesetze, z.B. §§10/18
Sächsisches PsychKG) herbeigeführt werden.

Welcher Vorgehensweise der Vorzug zu geben ist, sollte erst nach Berücksichtigung 
aller sich möglicherweise ergebenden psychodynamischen Auswirkungen entschie-
den werden. In der Literatur (Machetanz 1986; Martinius 1991; Rüth u. Weber 1994; 
Gollwitzer u. Rüth 1996; Fegert et al. 2001) wird zwar die praktische Umsetzung der 
Unterbringung Minderjähriger diskutiert, mögliche Folgen für die betroffene Fami-
lie werden aber nicht in ausreichender Weise bedacht. Empfohlen wird, grundsätz-
lich die zivilrechtliche Unterbringung der öffentlich-rechtlichen vorzuziehen. Eine 
derartige Vorgehensweise wird jedoch nicht im Einzelnen begründet. In dem von Fe-
gert et al. herausgegebenen Sammelband wird widersprüchlich dazu Stellung ge-
nommen: Einerseits wird wegen der „personalen Zuwendung“ der zivilrechtlichen 
Unterbringung (§1631b BGB) Vorrang eingeräumt (Salgo 2001, S. 26) und befürch-
tet, dass die öffentlich-rechtliche Unterbringung stigmatisierender sei als die zivil-
rechtliche (Fegert 2001, S. 177). Andererseits jedoch „eindeutig präferiert“, „… bei 
medizinischer Indikation eine Unterbringung nach PsychKG [vorzunehmen], der 
eine Unterbringung nach §1631b BGB folgen kann“ (Häßler et al. 2001, S. 212).

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, juristische Voraussetzungen sowie praktische 
Vorgehensweisen für die gegen den Willen eines Minderjährigen beziehungsweise 
gegen den Willen seiner Sorgeberechtigten erfolgende Unterbringung unter beson-
derer Berücksichtigung psychodynamischer Folgen zu erörtern.

Abb. 1 zeigt die zur Verfügung stehenden rechtlichen Grundlagen zur Unterbrin-
gung Minderjähriger mit Freiheitsentziehung anhand typischer Konstellationen. 
Sie gibt keine Auskunft darüber, welche Vorgehensweise vorzuziehen ist.

2 Darstellung des rechtlichen Rahmens 
(gesetzliche Grundlagen und Definitionen)

Die Unterbringung mit Freiheitsentziehung in einer Klinik für Kinder- und Jugend-
psychiatrie ist nach geltendem Recht grundsätzlich zweigleisig denkbar: (1) Es be-
steht zum einen die Unterbringungsmöglichkeit auf der Grundlage zivilrechtlicher 
Vorschriften („zivilrechtliche Unterbringung“). (2) Die nach öffentlichem Recht
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durchgeführte Unterbringung („öffentlich-rechtlichen Unterbringung“) erfolgt durch
„Gesetze über die Hilfen und die Unterbringung bei psychischen Krankheiten“. Die-
se so genannten „PsychKG“ sind Ländergesetze, deren konkrete Ausgestaltung häu-
fig ähnlich, zum Teil aber auch deutlich unterschiedlich ist. Die PsychKG sind his-
torisch aus dem Recht der Gefahrenabwehr entwickelt worden.

Die Differenzierung zwischen zivilrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Unter-
bringung erfolgt jeweils anhand einer unterschiedlichen Motivation der zugrunde 
liegenden Vorschriften. Dies hat Folgen sowohl hinsichtlich der Struktur als auch 

Konstellation 1:
Der Minderjährige lehnt die notwendige Behandlung

bei bestehender Einwilligung der Sorgeberechtigten ab:

Zivilrechtliche Unterbringung

(§1631b BGB)

Landesgesetze zur
öffentlich-rechtlichen Unterbringung

(z.B. §§10/18 SächsPsychKG)

Konstellation 2:
Sowohl der Minderjährige als auch die Sorgeberechtigten

lehnen die Unterbringung ab
(bzw. sind nicht in der Lage, diese Entscheidung zu treffen):

Zivilrechtliche Unterbringung

(Entzug des elterlichen Aufenthalts-
bestimmungsrechts gem. §1666
in Verbindung mit §1631b BGB)

Landesgesetze zur
öffentlich-rechtlichen Unterbringung

(z.B. §§10/18 SächsPsychKG)

Konstellation 3:
Der einsichtsfähige Minderjährige stimmt der Behandlung zu,
während die Sorgeberechtigten ihre Einwilligung verwehren:

§ 1666 BGB

Abb.1: Übersicht typischer Konstellationen zur Unterbringung
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hinsichtlich der tatbestandlichen Ausgestaltung der mit der Unterbringung zusam-
menhängenden Vorschriften.

Die zivilrechtliche Unterbringung hat eher fürsorgerischen Charakter und ist pri-
mär auf das Wohl des Betroffenen ausgerichtet („personenrechtlicher Einschlag“). 
Demgegenüber erfolgt die Unterbringung nach PsychKG im „öffentlichen Interesse“. 
Schwerpunkte der Maßnahmen liegen auf der Abwehr von Fremdgefährdungen durch 
den psychisch Erkrankten sowie darauf, denjenigen „vor sich selbst“ zu schützen, des-
sen Steuerungsfähigkeit oder Fähigkeit zur Selbstbestimmung krankheitsbedingt be-
einträchtigt ist. Dementsprechend stellt auch die (erhebliche) Selbstgefährdung einen 
Rechtsgrund für eine Unterbringung dar (vgl. etwa §10 Abs. 2 SächsPsychKG).

Öffentlich-rechtliche und zivilrechtliche Unterbringung sind damit teilweise zie-
lidentisch und – ungeachtet ihrer unterschiedlichen Struktur – auch wirkungsiden-
tisch. Es gibt somit einen Überschneidungsbereich beider Unterbringungsformen. 
Deswegen müssen Kriterien gefunden werden, nach denen die mögliche Konkur-
renz der Rechtsgrundlagen aufzulösen oder eine Auswahlentscheidung zu treffen 
ist. Zunächst soll das zur Verfügung stehende Instrumentarium anhand typischer 
Konstellationen erläutert werden.

2.1 Konstellation: Der Minderjährige lehnt den stationären Aufenthalt in der Klinik 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie ab; die Sorgeberechtigten billigen den mit dem 
Willen des Minderjährigen im Widerspruch stehenden Verbleib in der Klinik

2.1.1 Zivilrechtliche Unterbringung gem. §1631b BGB
Mit der so beschriebenen Situation ist gewissermaßen der klassische Anwendungs-
bereich des §1631b BGB umschrieben. Paragraph 1631b BGB bestimmt, dass eine 
Unterbringung des Kinds, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, nur mit Ge-
nehmigung des Familiengerichts zulässig ist. Dem Willen des Minderjährigen steht 
in dieser Situation der damit kollidierende Verbleibensbefehl der Personensorgebe-
rechtigten gegenüber. Der Staat tritt hier nicht als die Instanz auf, die die Unterbrin-
gung unmittelbar anordnet. Seine Mitwirkung beschränkt sich auf eine Kontrolle 
des elterlichen Aufenthaltbestimmungsrechts mit Hilfe der familiengerichtlichen 
Genehmigung. Der Einführung dieses Genehmigungserfordernisses im Jahr 1980 
lag die Erwägung zugrunde, dass Eltern ihr Kind nicht schon dann in eine „ge-
schlossene Einrichtung“ bringen sollen, wenn bei sinnvoller Wahrnehmung des Er-
ziehungsrechts eine Problemlösung auf weniger schwerwiegende Weise erreicht 
werden kann (vgl. Bericht des Rechtsausschusses, Bundestagsdrucksache 8. Legisla-
turperiode 2788, S. 38).

Paragraph 1631b BGB erlaubt eine Freiheitsentziehung, zwingt aber nicht zur 
„geschlossenen“ Unterbringung, da es sich nicht um eine gerichtliche Anordnungs- 
sondern um eine Genehmigungsentscheidung handelt. Daraus folgt, dass eine fami-
liengerichtliche Unterbringungsgenehmigung gemäß §1631 b BGB schon aufgrund 
ihres eigenen Regelungsanspruches keinerlei Vorgaben oder Mindestanforderungen 
hinsichtlich der in einer Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie vorhandenen 
Entweichungssicherung beinhalten kann – ein Umstand, bezüglich dessen in der 
Praxis zuweilen Unsicherheiten bestehen. Für die Anwendung des §1631b BGB ist 
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deswegen nicht die Bezeichnung der Klinik als „geschlossene, offene oder halboffe-
ne“ entscheidend. Ausschlaggebend ist letztlich nur das überwachte Festgehalten-
werden auf einem bestimmten, beschränkten Raum (Hinz 1992, S. 525). Dement-
sprechend gilt §1631b BGB auch für eine weitläufige Klinik, innerhalb derer der 
Minderjährige sich frei bewegen kann, aber am Verlassen des Geländes gehindert ist 
(Amtsgericht Kamen 1983).

Unter welchen Voraussetzungen ist eine familiengerichtliche Genehmigung der 
Elternentscheidung herbeizuführen? Es muss sich um die Unterbringung eines 
Minderjährigen mit Freiheitsentziehung handeln. Unter Unterbringung im Sinne 
des §1631b BGB versteht man jede auf gewisse Dauer angelegte (Soergel u. Strätz 
1987, S. 359; Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm 1962; Entscheidung des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf 1963; andere Auffassung: Salgo 2000, S. 328ff.)
Fremdplatzierung des Kindes außerhalb des Elternhauses (Salgo, S. 328ff.). Eine 
Fremdplatzierung unterliegt dann der Genehmigungspflicht, wenn sie mit Frei-
heitsentziehung verbunden ist. Von der nicht genehmigungspflichtigen bloßen 
Freiheitsbeschränkung wird Freiheitsentziehung durch das Alter des Minderjähri-
gen abgegrenzt (Hinz 1992; pointiert Gernhuber u. Coester-Waltjen 1994, S. 1009: 
Was für das Kleinkind noch Freiheitsbeschränkung ist, kann für den Jugendlichen 
Freiheitsentzug sein). Der Begriff „Minderjähriger“ erfasst keine Altersdefinition, 
das heißt, die juristischen Vorschriften finden prinzipiell auch bei Menschen An-
wendung, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Im Sinne einer defi-
nitorischen Annäherung ist Freiheitsentziehung jeder Eingriff gegen den Willen des 
Betroffenen in dessen persönliche (Fortbewegungs-)Freiheit von solcher Dauer 
oder Stärke, dass das Maß altersgemäßer Freiheitsbeschränkungen überschritten 
wird (Gernhuber u. Coester-Waltjen 1994, S. 1009).

Wird die erforderliche Einholung der familiengerichtlichen Genehmigung unter-
lassen, so kann dies sowohl für die Sorgeberechtigten als auch für die Verantwortli-
chen der kinder- und jugendpsychiatrischen Klinik strafrechtliche Relevanz haben 
(§239 StGB – Freiheitsberaubung). Letztere müssen sich daher von der Erteilung der 
Genehmigung überzeugen und erforderlichenfalls selbst an das Gericht herantreten 
(Salgo 2000, S. 328ff.), um ein amtliches Tätigwerden zu erreichen. Voraussetzung 
ist aber, dass ein elterlicher Unterbringungsentschluss, der allein Gegenstand der Ge-
nehmigungsentscheidung sein kann, überhaupt vorliegt (Hinz 1992, S. 529).

Zuständig für die Genehmigung der zivilrechtlichen Unterbringung ist das Fami-
liengericht (seit Inkrafttreten des Kindschaftsrechtsreformgesetzes am 1.7.1998 
gem. §1631b BGB, §70 Abs. 1 S. 3, Gesetz über die Angelegenheiten der Freiwilligen 
Gerichtsbarkeit [FGG]).

2.1.2 Öffentlich-rechtliche Unterbringung nach PsychKG
In der beschriebenen Konstellation (Einverständnis der Sorgeberechtigten, Ableh-
nung des stationären Aufenthalts durch den Minderjährigen) ist grundsätzlich auch 
eine Unterbringung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage denkbar. Ein derartiges 
Vorgehen könnte beispielsweise sinnvoll sein, wenn die Eltern-Kind-Beziehung 
empfindlich gestört ist und das Kind eine von den Eltern verantwortete Einweisung 
als Übelszufügung oder „Verrat“ empfinden würde. Die Folge könnte eine weitere 

Vandenhoeck&Ruprecht (2003)



P. Hummel et al.: Die Unterbringung mit Freiheitsentziehung von Minderjährigen 725

        

Belastung der Beziehung sein. Eine Unterbringung auf öffentlich-rechtlicher Grund-
lage kann aber nur dann vorgenommen werden, wenn dafür die rechtlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind. Dazu ist das einschlägige PsychKG (hier: des Landes Sachsen) 
einer genaueren Betrachtung zu unterziehen.

Nach dem Sächsischen PsychKG liegt eine Unterbringung vor, wenn ein psychisch 
Kranker gegen oder ohne seinen (natürlichen) Willen aufgrund einer gerichtlichen 
Entscheidung, einer vorläufigen Einweisung oder einer fürsorglichen Aufnahme 
oder Zurückhaltung in ein psychiatrisches Krankenhaus (oder eine psychiatrische 
Abteilung) eingewiesen wird oder dort weiterhin zu bleiben hat (§10 I PsychKG). 
Eine Unterbringung ist nur zulässig, wenn und solange ein psychisch Kranker infol-
ge seiner psychischen Krankheit sein Leben oder seine Gesundheit erheblich und 
gegenwärtig gefährdet oder eine erhebliche und gegenwärtige Gefahr für bedeuten-
de Rechtsgüter anderer darstellt und die Gefahr nicht auf andere Weise abwendbar 
ist (§10 II PsychKG).

Die psychische Erkrankung ist also ursächlich für die genannten Gefahren, die eine 
bestimmte Erheblichkeitsschwelle erreichen müssen. Allein aufgrund einer etwaigen 
Behandlungsunwilligkeit darf jedoch nicht schon auf das Vorliegen einer psychischen 
Erkrankung geschlossen werden. Da nach Sächsischem PsychKG erhebliche und ge-
genwärtige Selbstgefährdungen auch dann Unterbringungen ermöglichen, wenn die-
se keine „Außenwirkung“ hervorrufen, verfolgt das Gesetz einen fürsorgerischen An-
satz (zum vergleichbaren Ansatz des Baden-Württembergischen Unterbringungsge-
setzes vgl. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 1982).

Von dem „normalerweise“ mehrschrittig erfolgenden Unterbringungsverfahren 
(gem. §§12, 13 VI PsychKG) kann in besonderen (Eil-)Fällen nach Maßgabe des §18
PsychKG abgewichen werden. So kann etwa die Verwaltungsbehörde eine „vorläufi-
ge sofortige Unterbringung“ anordnen (§18, II). Ohne Anordnung der Verwaltungs-
behörde kann auf Initiative des Polizeivollzugsdienstes eine „fürsorgliche Aufnah-
me“ bewirkt werden. Ferner kann ein Patient auch dann gegen seinen Willen im 
Krankenhaus zurückgehalten werden, wenn die Verwaltungsbehörde nicht mehr 
rechtzeitig entscheiden kann. In all diesen Fällen hat das Krankenhaus Verwaltungs-
behörde und Gericht über die Erforderlichkeit der Unterbringung unverzüglich zu 
benachrichtigen.

Paragraph 10 II sowie 19 III des SächsPsychKG stellen eine Ermächtigungsgrund-
lage für die Unterbringung psychisch kranker Minderjähriger dar. Für das Vorliegen 
einer Unterbringung i.S.d. §10 I PsychKG ist dabei nur zu berücksichtigen, ob die 
Verbleibensanordnung gegen oder ohne den Willen des psychisch Erkrankten er-
folgt. Anders verhält es sich beispielsweise beim Thüringischen Landesgesetz: hier 
wird der Unterbringungsbegriff anders definiert. Die Voraussetzung einer Unter-
bringung ist dort nur dann gegeben, wenn die Einwilligung des gesetzlichen Vertre-
ters fehlt. Die Konkurrenzproblematik wird also weitgehend beseitigt, indem der 
Anwendungsbereich des Landesgesetzes eingegrenzt wird. Hingegen ist nach §10 II 
SächsPsychKG eine Unterbringung auch dann rechtlich möglich, wenn die gesetzli-
chen Vertreter, in der Regel die Eltern, mit der Unterbringung des Kindes einver-
standen sind und somit auch die Möglichkeit einer unmittelbar von den Eltern ver-
antworteten Unterbringung nach §1631b BGB bestünde.
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Zuständig für die Unterbringung aufgrund der Vorschriften des PsychKG ist gem. 
§70 I S. 2 FGG das Vormundschaftsgericht. In diesem Zusammenhang wird in der 
Praxis gelegentlich die Rechtsauffassung geäußert, infolge der durch das Kind-
schaftsrechtsreformgesetz stattgefundenen Zuständigkeitszuweisung an das Famili-
engericht komme eine (auf die jeweiligen PsychKG gestützte) Unterbringungs-
anordnung durch den Vormundschaftsrichter nicht mehr in Betracht. Insoweit 
besteht anscheinend in der gerichtlichen Praxis einiger Bundesländer eine Art 
„Nichtanwendungskonsens“ bezüglich der öffentlich-rechtlichen Unterbringung 
Minderjähriger durch die Vormundschaftsgerichte. Zwar ist für familienrechtlich-
kindschaftsrechtliche Materien im Rahmen des BGB eine Zuständigkeitsverschie-
bung zugunsten der Familiengerichte erfolgt. Dies ist jedoch ohne Bedeutung für 
die Frage, wie die Konkurrenzproblematik zwischen zivilrechtlicher und öffentlich-
rechtlicher Unterbringung aufzulösen ist. Denn die Zuweisung an das Familienge-
richt weist – wie sich aus dem Wortlaut des §70 FGG ergibt – nicht über den An-
wendungsbereich der zivilrechtlichen Unterbringung nach §1631b BGB hinaus. 
Daher sind Unterbringungsmaßnahmen, die ihrer rechtliche Grundlage in den Vor-
schriften der PsychKG finden, auch gegenüber Minderjährigen möglich und von 
den Vormundschaftsgerichten anzuordnen.

2.2 Konstellation: Sowohl der Minderjährige als auch die Sorgeberechtigten lehnen 
den stationären Aufenthalt in einer Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie ab

2.2.1 Zivilrechtliche Unterbringung
In dieser Konstellation kann der Minderjährige auf zivilrechtlicher Grundlage un-
tergebracht werden. Unterbleibt jedoch eine auf Unterbringung abzielende Ent-
scheidung der Eltern oder wird sie verweigert, muss sie „ersetzt“ werden. Eine zivil-
rechtliche Unterbringung kann dann das Familiengericht nur durch Entzug des 
Aufenthaltsbestimmungsrechtes der Personensorgeberechtigten bewirken (§1666
BGB) und diese Befugnis einem Ergänzungspfleger (gem. §1909 BGB) übertragen. 
Dieser kann sich dann seinerseits die Unterbringungsentscheidung gemäß §1631b 
BGB gerichtlich genehmigen lassen.

Ein derartiges Vorgehen beinhaltet einen gezielten Eingriff in das Recht der Sor-
geberechtigten. Dies kann im Einzelfall für die Eltern-Kind Beziehung nachteilig 
sein. Maßnahmen nach §1666 BGB stehen deswegen stets unter dem Vorbehalt der 
Verhältnismäßigkeit (s. §1666a BGB). So kann eine fehlende Akzeptanz der Eltern 
durch den Minderjährigen weiter verstärkt werden, wenn diesen das Erziehungs-/
Fürsorgeversagen gerichtlich bescheinigt wird. Einer Maßnahme nach §1666 BGB 
haftet insoweit ein Makel an, auch wenn hierdurch eine Aussage über elterliches 
Verschulden nicht getroffen wird. Es kann aber unter Umständen vorteilhaft sein, 
dasselbe Ergebnis ohne den ausdrücklichen Eingriff in das Elternrecht zu erreichen.

2.2.2 Öffentlich-rechtliche Unterbringung
Diese Möglichkeit wird durch das SächsPsychKG eröffnet, das einer Selbstgefährdung 
oder der Gefährdung anderer durch den psychisch Erkrankten entgegen wirkt. Das 
SächsPsychKG (§10) ermöglicht die Unterbringung immer dann, wenn diese zwin-
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gend erforderlich ist. Auf das Vorliegen oder Nichtvorliegen einer Einwilligung des ge-
setzlichen Vertreters kommt es dabei nicht an. Damit kann mit Hilfe des PsychKG eine 
im Widerspruch zum Elternwillen stehende Unterbringungsmaßnahme erreicht wer-
den, ohne dass dabei den Eltern ein Sorgeversagen vorgeworfen werden müsste.

2.3 Das Konkurrenzverhältnis der Unterbringungsformen

Die Konkurrenzsituation der Unterbringungsvorschriften könnte zunächst im 
Sinne eines pauschalen Vorrangs der einen oder anderen Unterbringungsform ge-
löst werden. Mit der Auffassung, dass die zivilrechtliche Unterbringung die 
Grundrechte des Kranken aus Art. 2 Abs. 1 und 2 GG sowie Art. 104 GG weniger 
beeinträchtige bzw. diese „menschlicher“ sei, wird häufig deren Vorrang vor der 
öffentlich-rechtlichen Unterbringung begründet. Auch wird die zivilrechtliche 
Unterbringung als „milderes Mittel“ empfunden, da der Unterbringung nach Psy-
chKG der „Makel der Gemeingefährlichkeit“ anhafte bzw. die mit einer öffentlich-
rechtlichen Unterbringung verbundene „Stigmatisierung“ und Beschränkung der 
Zugangsmöglichkeiten zu gewissen Berufen (Fegert 2001, S. 177) hervorgehoben. 
Die denkbare Beschränkung der Berufszugangsmöglichkeiten tritt allerdings nicht 
erst durch eine in der Vergangenheit erfolgte Unterbringung aufgrund öffentlich-
rechtlicher Vorschriften ein, sondern durch das Vorliegen der Nervenkrankheit 
selbst. So wird etwa im Rahmen der medizinischen Selbstauskunft für den (höhe-
ren) Polizeidienst nur nach dem Vorliegen einer Nervenkrankheit oder eines ver-
suchten Suizids gefragt.

Die Betroffenen empfinden jedoch jegliche gegen ihren Willen erfolgende Unter-
bringung als Zwang. Der Wesensunterschied der Unterbringungsarten (primär ge-
fahrenabwehrrechtlicher Ursprung der Rechtsgrundlage versus Maßnahme perso-
naler Fürsorge) wird von dem Betroffenen nicht wahrgenommen (Rink 1993).

Bei jedem Einzelfall sollte also geprüft werden, welche Konsequenzen sich bei der 
jeweils gewählten Unterbringungsform ergeben, um dann auf dieser Grundlage zu 
entscheiden. Folgende Aspekte sind bei der Entscheidungsfindung zu berücksichti-
gen: die Art der Erkrankung, voraussichtliche Dauer und Schwere der erforderli-
chen Rechtsbeschränkungen, der jeweilige familiäre Kontext sowie das Vorhan-
densein von Versorgungs- und Rehabilitationssystemen.

So wird etwa die Anordnung einer öffentlich-rechtlichen Unterbringung grund-
sätzlich in demjenigen Krankenhaus vollzogen, welches gemäß § 2 SächsPsychKG 
für die Pflichtversorgung des Ortes zuständig ist und in dem der Patient seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat (§15). Demgegenüber können beim §1631b BGB die 
Personensorgeberechtigten frei entscheiden, in welcher (fachlich geeigneten) Klinik 
der Minderjährige untergebracht werden soll (vgl. Entscheidung des Landgerichts 
Bielefeld 1990, Entscheidung des Bayerischen Obersten Landgerichts 1992). Aller-
dings können sie diese Entscheidung nicht erzwingen. Dennoch können somit in-
dividuelle Gegebenheiten eher berücksichtigt werden.

Ist ein Minderjähriger nach SächsPsychKG untergebracht, so berechtigt dies zur 
Anwendung bestimmter Sicherungsmaßnahmen (§31 PsychKG: Vorenthalten von 
Gegenständen, Fesselung). Demgegenüber ist die Rechtslage bei nach §1631b
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BGB untergebrachten Minderjährigen weniger eindeutig. Ob unterbringungsähn-
liche Maßnahmen gegenüber (untergebrachten) Minderjährigen analog §1906 IV 
BGB3 familiengerichtlich zu genehmigen sind, wird in Rechtsprechung und Lite-
ratur uneinheitlich beurteilt. Die Rechtsprechung verneint eine Genehmigungsbe-
dürftigkeit analog §1906 IV BGB wegen Fehlens einer im Wege des Analogie-
schlusses zu füllenden Regelungslücke (vgl. Entscheidung des Landgerichts Essen 
1993; dazu auch: Bundestags-Drucksache 11. Legislaturperiode 4528, S. 82). 
Demgegenüber wird in der Literatur eine der Regelung des §1906 IV BGB ent-
sprechende Handhabung des §1631b BGB gefordert (Schwab 1990; Dodegge 
1993; Salgo 2001, S. 33). Insoweit stellt eine öffentlich-rechtliche Unterbringung 
jedenfalls eine sichere Rechtsgrundlage für sistierende Folgemaßnahmen dar, was 
bei nachhaltigen Freiheits- oder Widerstandsbestrebungen des erkrankten Min-
derjährigen zu berücksichtigen ist.

Sind nach den obigen Ausführungen sämtliche Umstände des Einzelfalles in 
die Auswahlentscheidung einzubeziehen, so sind auch die psychodynamischen 
Folgen einer solchen Entscheidung für die Entwicklung des Eltern-Kind-Verhält-
nisses zu berücksichtigen. Insoweit kann es sich im Einzelfall als vorteilhaft er-
weisen, die Eltern aus der Verantwortung für die Unterbringungsmaßnahme he-
rauszuhalten.

2.4 Konstellation: Der Minderjährige ist mit dem stationären Verbleib 
einverstanden, nicht jedoch die Sorgeberechtigten

Ist der einsichtsfähige Minderjährige (Michalski 2000, S. 3903ff.; Oberstes Bayeri-
sches Landgericht für Zivilsachen 1954) mit einer Unterbringung einverstanden, so 
liegt begrifflich keine Freiheitsentziehung im Sinne des §1631b BGB beziehungs-
weise keine Unterbringung im Sinne des §10 SächsPsychKG vor. Die Einsichtsfähig-
keit ist allerdings bei seelisch kranken Minderjährigen, für die eine stationäre Be-
handlung in Betracht kommt, besonders kritisch zu überprüfen (Salgo 2001, S. 38). 
Kann die Einsichtsfähigkeit im Einzelfall bejaht werden, während die Eltern sich ge-
gen den stationären Aufenthalt ihres Kinds verwahren, muss diesen vorübergehend 
über das Familiengericht Aufenthaltsbestimmungsrecht und Gesundheitsfürsorge 
nach §1666 BGB entzogen werden.

3 §1906 BGB, Unterbringung: „Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die mit Frei-
heitsentziehung verbunden ist, ist nur zulässig solange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist, …“.  

Satz II: „Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts zulässig …“.  
Dies gilt (Satz IV) „entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich in einer Anstalt, einem Heim oder 

einer sonstigen Einrichtung aufhält, ohne untergebracht zu sein, durch mechanische Vorrichtungen, 
Medikamente oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzogen 
werden soll.“
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3 Praktische Umsetzung anhand klinischer Beispiele

3.1 Konstellationen, bei denen Unterbringungen mit Freiheitsentziehung 
in Frage kommen

3.1.1 Minderjähriger lehnt stationären Aufenthalt entgegen dem Willen 
der Sorgeberechtigten ab

Diese Konstellation ist im klinischen Alltag sicherlich am häufigsten. Nicht selten 
sind die Eltern von der Notwendigkeit einer Behandlung überzeugt und veranlassen 
deswegen die Vorstellung und Aufnahme ihres Kindes in einer Klinik für Kinder- 
und Jugendpsychiatrie. Anfangs stehen die betroffenen Minderjährigen einer stati-
onären Aufnahme häufig ambivalent gegenüber oder wehren sich dagegen. Stim-
men die Sorgeberechtigten der erforderlichen Maßnahme gegen oder ohne den 
geäußerten Willen des Minderjährigen zu, kann die Unterbringung auf zivilrechtli-
cher Grundlage beim zuständigen Familiengericht beantragt werden. Damit tragen 
die Sorgeberechtigten die Verantwortung für das Ergreifen der Maßnahme. Prak-
tisch bewährt hat sich diese Form der Unterbringung bei länger bestehender psychi-
scher Erkrankung des Minderjährigen, wenn also seine Eltern mit Entwicklung und 
Verlauf der Krankheit vertraut sind.

Beispiel 1: Unterbringung nach §1631b BGB

Bei einer 16-jährigen Jugendlichen bestand bereits seit dreieinhalb Jahren eine Anorexia nervosa. 
Vier stationäre Behandlungsepisoden waren bisher in unterschiedlichen Kliniken ohne nachhal-
tige Stabilisierung des Gewichts erfolgt. Trotz intensiver medizinischer, psychotherapeutischer 
und medikamentöser Unterstützung gelang auch während des aktuellen Klinikaufenthalts nur 
eine unzureichende Gewichtszunahme. Amenorrhoe und Schädigungen des Skelettsystems be-
standen unverändert weiter. Darüber hinaus hatte die Jugendliche ein gesamtes Schuljahr ver-
säumt. Dennoch bestand sie auf einer Entlassung aus stationärer Behandlung und unterstrich dies 
durch mehrmaliges Entweichen. Nach ärztlicher Empfehlung stellten die Eltern einen Antrag auf 
Unterbringung gemäß §1631b BGB, um eine Behandlung gegen den Willen ihrer Tochter zu be-
wirken. Die Eltern waren aufgrund des seit mehreren Jahren bestehenden Krankheitsverlaufs mit 
der Erkrankung ihres Kinds vertraut und stets in den therapeutischen Prozess einbezogen worden. 
Die Übernahme ihrer Verantwortung hinsichtlich der Unterbringung mit Freiheitsentziehung 
war deswegen sinnvoll und hilfreich.

Beispiel 2: Öffentlich-rechtliche Unterbringung versus zivilrechtliche Unterbringung

Ein Jugendlicher nahm die Symptome seiner Psychose (akustischen Halluzinationen, ausgeprägt 
paranoide Gedankeninhalte) nicht als krankheitsbedingt war. Die von der Mutter konsultierte 
Kinder- und Jugendpsychiaterin empfahl eine Unterbringung gemäß §1631b BGB. Zweifelsfrei 
bestand die Notwendigkeit einer sofortigen stationären Behandlung, die der Betroffene jedoch ab-
lehnte. Aufgrund seiner paranoiden Gedankeninhalte sowie fehlender Einsicht in die Behand-
lungsnotwendigkeit beschuldigte er seine Mutter, ihm nur Schaden zufügen zu wollen. Auch nach 
stationärer Aufnahme stritt er sich heftig darüber mit ihr und drohte mit suizidalen Handlungen, 
wenn sie ihre Entscheidung nicht rückgängig machen würde. Es kam zu einem schweren Zerwürf-
nis zwischen Mutter und Sohn. Erst nach mehreren Wochen stationärer Behandlung beruhigte 
sich der Jugendliche allmählich, begegnete seiner Mutter aber weiterhin misstrauisch und abwei-
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send. Diese litt aufgrund der Vorwürfe ihres Sohnes unter Schuldgefühlen, obgleich sie verant-
wortungsbewusst gehandelt hatte. In diesem Fall hätte eine Unterbringung auf öffentlich-rechtli-
cher Grundlage die Mutter deutlich entlasten können.

Nach Ablauf der ersten (zivilrechtlichen) Unterbringungsanordnung war der Jugendliche voll-
jährig geworden. Wegen weiterhin bestehender psychotischer Symptomatik wurde nun von Seiten 
der behandelnden Ärzte eine Fortsetzung der Unterbringung gem. §10 SächsPsychKG beantragt. 
Auf Verlangen des Familiengerichts beantragte die Mutter aber beim Vormundschaftsgericht eine 
Betreuung nach §1896 BGB. Wegen der Dringlichkeit wurde, entgegen ärztlichem Anraten, eine 
Eilbetreuung veranlasst und die Mutter als Betreuerin eingesetzt. Damit war sie wiederum verant-
wortlich für die Unterbringung ihres Sohns. Bei einer Unterbringung auf öffentlich-rechtlicher 
Grundlage wären Belastungen der Interaktion zwischen Sohn und Mutter vermutlich von Anfang 
an geringer gewesen. Zudem war die Notwendigkeit einer Betreuung zum Zeitpunkt ihrer Bean-
tragung nicht absehbar. Eine Stabilisierung des Gesundheitszustands des nunmehr Heranwach-
senden konnte vielmehr innerhalb einiger Wochen vermutet und damit seine Zustimmung zur 
stationären Behandlung angenommen werden. Ein Vorgehen auf öffentlich-rechtlicher Grundla-
ge hätte viele praktische und, in Bezug auf das Verhältnis Mutter-Sohn, auch interaktionelle Vor-
teile gehabt.

3.1.2 Unterbringung ohne Zustimmung der Sorgeberechtigten 
und des behandlungsbedürftigen Minderjährigen

In diesem Fall muss die Einleitung oder Fortsetzung einer stationären Behandlung 
grundsätzlich geprüft werden. Die Einwände der Eltern können durch einge-
schränktes Problemverständnis wie auch durch eine seelische Erkrankung (z.B. 
Suchterkrankung, Persönlichkeitsstörung, Psychose) begründet sein. Die Unter-
bringung des Minderjährigen kann auf zivilrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher 
Grundlage veranlasst werden. Bei einem Vorgehen auf zivilrechtlicher Grundlage 
muss den Eltern gemäß §1666 BGB für die Dauer der Behandlung das Aufenthalts-
bestimmungsrecht sowie die Gesundheitsfürsorge auf Antrag des zuständigen Ju-
gendamts oder der Klinik entzogen und die Unterbringung in Verbindung mit 
§1631b BGB bewirkt werden. Die Zuständigkeit hinsichtlich der Entscheidung des 
Aufenthalts liegt dann bei einem Ergänzungspfleger (§1909 BGB).

In einigen Situationen (z.B. bei innerfamiliärer Misshandlung oder sexuellem 
Missbrauch) ist dies meist auch sinnvoll. In anderen Fällen, beispielsweise beim 
Vorliegen einer akuten Symptomatik, kann die ausschließliche Anwendung des 
BGB keineswegs günstig sein. Ein Sorgerechtsentzug stellt einen aktiven Eingriff in 
das Elternrecht dar. Durch ein derartiges Vorgehen auf Antrag des Arztes oder des 
Jugendamts kann das Vertrauen des Minderjährigen zu den Sorgeberechtigten er-
heblich belastet werden. Der Arzt kann dadurch möglicherweise gegen die Interes-
sen aller Familienmitglieder handeln.

Beispiel 3:

Nachdem eine 16-jährige Jugendliche mehrfach suizidale Handlungen angedroht und vorbereitet 
hatte, wurde sie über den Notarzt eingewiesen. Damit war sie jedoch nicht einverstanden. Beide 
Eltern wünschten zwar die stationäre Behandlung ihrer Tochter. Sie fühlten sich jedoch durch den 
beeinträchtigten Gesundheitszustand ihrer Tochter nicht in der Lage, einen Antrag auf Unterbrin-
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gung zu stellen. Diese drohte ihren Eltern mit erneuten Suizidhandlungen, sollten sie auf Fortfüh-
rung der stationären Behandlung beharren. Daraufhin wurde von den behandelnden Ärzten eine 
Unterbringung gemäß §10 SächsPsychKG beantragt. Anlass, den Eltern Erziehungs- und Verant-
wortungskompetenz abzusprechen, bestand nicht. Der Antrag auf Unterbringung wurde jedoch 
vom Ordnungsamt an das Familiengericht weitergeleitet, den Eltern gemäß §1666 BGB vorüber-
gehend das Aufenthaltsbestimmungsrecht sowie die Gesundheitsfürsorge entzogen und auf eine 
Ergänzungspflegerin übertragen. Infolge dieser unverständlichen Entscheidung ergaben sich auch 
praktische Schwierigkeiten. Nach Stabilisierung des Gesundheitszustands konnte ärztlicherseits 
einem gemeinsamen Ausgang der Jugendlichen mit ihren Eltern zugestimmt werden. Da die Er-
gänzungspflegerin ab Freitag 12 Uhr nicht mehr erreichbar war, konnte deren Zustimmung nicht 
mehr eingeholt werden.

Eine derartige Vorgehensweise des Ordnungsamts kann sich somit auch zum Nach-
teil der Entwicklung von Jugendlichen auswirken. Eine Unterbringung nach Säch-
sischem PsychKG hätte einerseits praktische Vorteile gehabt, zum anderen wäre ver-
mieden worden, sich aktiv gegen die Erziehungskompetenz der Eltern zu wenden. 
Bei der Beantragung einer Unterbringung kann sich der Arzt auf sein Expertenwis-
sen über seelische Erkrankungen beziehen. Im geschilderten Fall wären die Folgen 
für den Therapieprozess bei einer Unterbringung auf öffentlich-rechtlicher Grund-
lage vermutlich weniger ungünstig gewesen.

Unter anderen Voraussetzungen wiederum ist es durchaus sinnvoll, eine zivil-
rechtliche Unterbringung, das heißt, in Verbindung mit einem Entzug der elterli-
chen Sorge für die Bereiche Aufenthaltsbestimmung und Gesundheitsfürsorge, zu 
veranlassen.

Beispiel 4:

Die Aufnahme einer 15-Jährigen erfolgte wegen eines ausgeprägten Suizidversuchs. Die Sorgebe-
rechtigten stimmten der stationären Behandlung ihrer Tochter entgegen deren Willen zunächst 
zu. Kontakt und Beziehung zwischen Eltern und Tochter waren in der Vergangenheit wenig belas-
tungsfähig gewesen (u.a. auch durch eine vorübergehende Fremdplatzierung). Die Eltern waren, 
vermutlich aufgrund zahlreicher Enttäuschungen und Kränkungen während der letzten Jahre, zu-
nehmend unkooperativ und versagten schließlich ihre Zustimmung zur notwendigen Verlänge-
rung des Unterbringungsbeschlusses gemäß §1631b BGB. Den Eltern wurde daraufhin das Auf-
enthaltsbestimmungsrecht und die Gesundheitsfürsorge gemäß §1666 BGB entzogen und ein 
Vormund für diese Bereiche benannt. Aufgrund der Vorgeschichte war nämlich davon auszuge-
hen, dass die Eltern auch im weiteren Verlauf nicht in einer für ihre Tochter hilfreichen Weise von 
ihrem Sorgerecht Gebrauch machen würden.

3.2 Konstellation, bei der keine Unterbringung mit Freiheitsentziehung möglich ist: 
Minderjähriger wünscht stationäre Behandlung, Sorgeberechtigte lehnen dies ab

Im klinischen Alltag ist diese Situation selten. Dennoch ist die Kenntnis rechtlicher 
Voraussetzungen auch in diesem Falle von Bedeutung. Sollte aus kinder- und ju-
gendpsychiatrischer Sicht aufgrund der zumeist von dem Minderjährigen selbst ge-
schilderten Problematik eine stationäre Aufnahme indiziert sein, sollte das geplante 
Vorgehen mit den Sorgeberechtigten besprochen werden. Lehnen diese eine Auf-
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nahme entgegen ärztlicher Empfehlung aufgrund fehlenden Einsichtsvermögens 
oder fehlender Einsichtsbereitschaft ab, ist der Entzug von Aufenthaltsbestim-
mungsrecht und Gesundheitsfürsorge gemäß §1666 BGB zu überprüfen. Denkbar 
wäre ein solches Vorgehen beispielsweise, wenn ein Minderjähriger vor der Fortset-
zung strafbarer Handlungen durch die Sorgeberechtigten (etwa bei Verdacht auf 
Misshandlung oder sexuellen Missbrauch) geschützt werden müsste. Sollte in die-
sem Fall nach ärztlicher Beurteilung keine Behandlungsindikation bestehen, sind 
Maßnahmen der Jugendhilfe (Inobhutnahme nach §42 KJHG) erforderlich.

Beispiel 5:

Eine 16-jährige Jugendliche wurde seit mehreren Monaten wegen einer ausgeprägt depressiven 
Erkrankung verbunden mit psychotischer Symptomatik stationär behandelt. Die allein sorgebe-
rechtigte Mutter hatte Vorstellung und auch stationäre Aufnahme in einer Klinik für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie veranlasst. Im weiteren Verlauf erklärte sie jedoch mehrfach die Fortsetzung der 
stationären Therapie nicht mehr für notwendig. Die psychotischen Symptome ihrer Tochter wa-
ren zu diesem Zeitpunkt abgeklungen, jedoch bestand weiterhin eine ausgeprägt depressive Stim-
mungslage mit Selbstzweifeln, geringer psychischer und physischer Belastbarkeit sowie Suizidi-
deen. Die Gefährdung ihrer Tochter wurde der Mutter in mehreren Gesprächen erläutert. Diese 
sah jedoch nur deren mangelnden Willen zur Gesundung. Deswegen sei eine Fortsetzung der Be-
handlung unter stationären Bedingungen nicht mehr notwendig. Die Mutter selber hatte nach ei-
genen Angaben in der Vergangenheit unter einer Depression gelitten, die ambulant erfolgreich be-
handelt worden war. Deswegen hielt sie diese Form der Unterstützung auch im Fall ihrer Tochter 
für ausreichend. Die Mutter konnte vom unterschiedlichen Verlauf und Ausprägung einer derar-
tigen Erkrankung überzeugt werden und stimmte schließlich der Fortsetzung der Behandlung ih-
rer Tochter unter stationären Bedingungen zu. Hätte sie ihre Einwilligung auch weiterhin ver-
wehrt, hätte für die Dauer der Behandlung ein Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts sowie 
der Gesundheitsfürsorge gemäß §1666 BGB geprüft werden müssen.

4 Diskussion

Die Unterbringung eines Minderjährigen in einer Klinik für Kinder- und Jugend-
psychiatrie ist in den meisten Bundesländern sowohl auf zivilrechtlicher als auch öf-
fentlich-rechtlicher Grundlage möglich. Diesem Umstand liegen konkurrierende 
Gesetze zugrunde. Beim Vergleich beider gesetzlichen Regelungen ergeben sich fol-
gende Unterschiede:

Eine zivilrechtliche Unterbringung (zuständig: Familiengericht) ist eine staatlich 
kontrollierte Elternentscheidung mit fürsorgerischem Charakter. Sie dient primär 
der Abwehr einer Eigengefährdung. Die Eltern entscheiden – sofern nach ärztli-
chem Urteil eine stationär behandlungsbedürftige Erkrankung vorliegt – in wel-
chem Krankenhaus die Unterbringung erfolgen soll. Allerdings können die Eltern 
eine stationäre Aufnahme nicht erzwingen. So erfolgen in Sachsen aus Kapazitäts-
gründen die meisten Unterbringungen als Notaufnahmen bei dem im Rahmen der 
Pflichtversorgung zuständigen Krankenhaus. Die gesetzlichen Grundlagen (§1631b 
BGB) enthalten keine eindeutige Regelung hinsichtlich notwendiger Sicherungs-
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maßnahmen. Deren Genehmigung liegt deswegen ausschließlich bei den Eltern. 
Unterlassen diese eine gebotene Unterbringung, kann sie nur nach Maßgabe der 
§§1666, 1666a BGB bewirkt werden, wobei das elterliche Sorgeversagen unmittel-
bar zum Gegenstand eines gerichtlichen Verfahrens gemacht wird.

Die öffentlich-rechtliche Unterbringung (zuständig: Vormundschaftsgericht) 
Minderjähriger stellt einen weniger „offensichtlichen“ Eingriff in das Sorgerecht der 
Eltern dar. Sie steht primär im öffentlichen Interesse und dient vordergründig der 
Abwehr von Fremdgefährdung. Aber auch Eigengefährdung berechtigt zur Anwen-
dung des PsychKG. Die Unterbringung erfolgt grundsätzlich im Krankenhaus der 
Pflichtversorgung und berechtigt ausdrücklich zur Anwendung bestimmter Siche-
rungsmaßnahmen, schreibt sie aber nicht zwingend vor. Insoweit stellt eine öffent-
lich-rechtliche Unterbringung eine sichere Rechtsgrundlage für sistierende Folge-
maßnahmen dar. Das kann von Bedeutung sein, wenn mit nachhaltigen Freiheits- 
oder Widerstandsbestrebungen des erkrankten Minderjährigen zu rechnen ist.

Gemeinsamkeiten: Beide Unterbringungsformen behandeln (z.B. in Sachsen) 
rechtliche Grundlagen zur Unterbringung Minderjähriger. Beide Unterbringungs-
formen stellen Freiheitsentziehungen dar und erfolgen unter richterlicher Beteili-
gung. Bei Vorliegen eines stationär behandlungsbedürftigen Zustands beziehen sich 
ihre Anwendungen auf dieselben, nämlich psychische Erkrankungen. Beide Gesetze 
enthalten keine Vorgabe oder Angabe von Mindestanforderungen hinsichtlich Ent-
weichungssicherung. In beiden Fällen erfolgt keine zusätzliche behördliche Doku-
mentation. In beiden Fällen erhalten die Minderjährigen rechtlichen Beistand.

Die geschilderten Ausführungen und klinischen Beispiele zeigen, dass sich gene-
relle Aussagen über den Vorrang einer Unterbringungsform nicht treffen lassen. 
Vielmehr ist eine differenzierte Betrachtungsweise notwendig. Bei jedem Einzelfall 
sollte also geprüft werden, welche Konsequenzen sich bei der jeweils gewählten Un-
terbringungsform ergeben werden, um dann auf dieser Grundlage zu entscheiden. 
Folgende Aspekte sollten bei der Entscheidung abgewogen werden: Art und Dauer 
der Erkrankung, voraussichtliche Dauer und Schwere der erforderlichen Rechtsbe-
schränkungen, jeweiliger familiärer Kontext sowie Berücksichtigung von Versor-
gungs- und Rehabilitationssystemen.

Der praktischen Anwendung können folgende Überlegungen dienen:
– Vor allem bei einer länger bestehender Erkrankung (Beispiel 1) ist es häufig sinn-

voll und hilfreich, den Eltern hinsichtlich der Unterbringung die Verantwortung 
zu übertragen.

– Bei einer akuten Erkrankung (Beispiel 2) oder bei erheblich belasteter Eltern-
Kind-Beziehung (Beispiel 3) kann sich ein derartiges Vorgehen jedoch eher kon-
traproduktiv auf den Therapieprozess auswirken. In diesem Fall ist ein Vorgehen 
auf öffentlich-rechtlicher Grundlage vorzuziehen.

– Wenn sowohl der Minderjährige als auch die Sorgeberechtigten die notwendige 
stationäre Behandlung ablehnen (Beispiel 4), ist ein Vorgehen auf zivilrechtlicher 
Grundlage zu überlegen, das heißt ein (vorübergehender) Entzug des Aufent-
haltsbestimmungsrechts und der Gesundheitsfürsorge. Ziel einer Sorgerechts-
maßnahme ist immer das Wohl des Minderjährigen. Sinnvoll erscheint diese bei 
einer seelischen Erkrankung der Sorgeberechtigten selbst, bei Gefährdung des 
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Kindes durch die Sorgeberechtigten, gegebenenfalls auch bei unkooperativen 
oder nicht einsichtsfähigen Eltern. Dagegen muss sorgfältig abgewogen werden, 
dass eine fehlende Akzeptanz der Eltern durch den Minderjährigen weiter ver-
stärkt werden kann, wenn jenen das Erziehungs-/Fürsorgeversagen gerichtlich 
bescheinigt wird (Beispiel 3). Soll dies vermieden werden, erscheint eine Unter-
bringung auf öffentlich-rechtlicher Grundlage eher sinnvoll. Der Arzt kann sich 
hierbei auf sein Expertenwissen über seelische Erkrankungen und deren Auswir-
kungen auf die Gesundheit bei fehlender oder unzureichender Behandlung beru-
fen. Der Vorwurf eines elterlichen Sorgeversagens steht dann nicht mehr im Raum.

– Die Unterbringung eines Minderjährigen mit Freiheitsentziehung kann nicht 
herbeigeführt werden, wenn dieser seiner stationären Behandlung zustimmt, 
auch wenn die Sorgeberechtigten diese ablehnen (Diskussion in Beispiel 5). Liegt 
dabei keine stationär behandlungsbedürftige Erkrankung vor, sind beispielsweise 
Maßnahmen der Jugendhilfe (Inobhutnahme nach §42 KJHG) zu überlegen.

Sofern in den Landesgesetzen zur Unterbringung nicht anders geregelt (wie in Thü-
ringen) kann der Konkurrenz der Gesetze zur Unterbringung Minderjähriger nicht 
durch einseitige Bevorzugung einer Unterbringungsform begegnet werden. Viel-
mehr sind bei der Entscheidungsfindung alle Aspekte des Einzelfalls zu überprüfen. 
Zu befürworten ist deswegen der Grundsatz des „Vorrangs der besseren Unterbrin-
gungsform“ (Saage u. Göppinger 1994, S. 243ff.; so auch der nach einer Anfrage der 
Verfasser mitgeteilte Rechtsstandpunkt des Sächsischen Staatsministeriums für So-
ziales, Gesundheit, Jugend und Familie). Dieser Lösungsansatz verfügt als einziger 
über die dem Einzelfall gerecht werdende Flexibilität (s. auch Konrad 1999, S. 117), 
die allein dem rechtspolitischen Konzept einer integrativen Betrachtung des Unter-
bringungsrechts (Saage u. Göppinger 1994, S. 243ff.) entspricht. Diese Flexibilität 
kommt den mutmaßlichen Interessen des Minderjährigen im Fall seiner Unterbrin-
gung mit Freiheitsentziehung am ehesten entgegen. Sie kann dadurch auch helfen, 
die Dauer der Unterbringung so weit als möglich zu begrenzen.
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